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Basel, im Sommer 2005 
 
 

Neue Energiepolitik Basel-Stadt:  
Unterwegs zur Vollversorgung 
mit erneuerbaren Energien   
 
 
Meine Damen und Herren 
 
Der Kanton Basel-Stadt verfolgt seit Jahren eine fo rtschrittliche Energiepolitik, die 
sich auszahlt. Dank der Nichtbeteiligung an Atomkra ftwerken haben wir den 
günstigsten Strom in der Schweiz (rund 5 Rp./kWh bi lliger als in der übrigen Schweiz).  
 
Dank einer Förderabgabe (seit 1985) und einer Lenku ngsabgabe (seit 1998) setzen wir 
die richtigen Anreize zur effizienten Nutzung von S trom und zur Energienutzung aus 
erneuerbaren Energien.  
Besonders hervorzuheben sind  
 

·  das neue Geothermie-Kraftwerk, eine weltweite Pionierleistung, an dem sich – schau schau – auch die 
Axpo nachträglich beteiligt und bei den AKW-Gegnern aufs Trittbrett springt, was uns selbstverständlich 
freut 

·  das  Holzheizkraftwerk,  
·  die kostendeckende Vergütung für Solarstrom   
·  die Windkraftbeteiligung im Jura  

 
Wenn wir einen Blick auf die aktuelle Marktentwickl ung werfen, stellen wir fest, dass 
die grossen Wachstumsraten nicht bei der Atomenergi e, sondern bei den 
erneuerbaren Energien verzeichnet werden.   
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Erneuerbare Energien boomen, 
Atomstromanteil sinkt

 
 
Windstrom ist global die am schnellsten expandieren de Energienutzung.  
In der EU gehen zurzeit alle zwei Monate 1000 MW ne ue Windenergie ans Netz, 
Tendenz steigend. In Kilowatt (Leistung) entspricht  dies einem neuen AKW Gösgen, in 
Kilowattstunden (Produktion) wird damit ein Atomrea ktor (Grösse Beznau) ersetzt - 
und dies alle 60 Tage.  
 

 
 
BTM Consult, renommiertester Marktanalytiker der Br anche, rechnet mit einer 
Verfünffachung der Windkraft auf 235 000 MW bis 201 4. Dann werden Windturbinen in 
Europa 50 AKW bereits ersetzt haben. 
 



M:\Daten von Mac\Brueckner\themen\Energiepolitik der SP BS.doc, 04.09.08, 13:03          3/26 

 

Ziel 2010Anteil 1997 

2213.9EU Gesamt

6049.1Schweden

29.419.9Spanien

3938.5Portugal

78.170Österreich

93.5Niederlande

5.72.1Luxemburg

2516Italien

13.23.6Irland

100.9Großbritannien 

20.18.6Griechenland

2115Frankreich

31.524.7Finnland

12.54.5Deutschland

298.7Dänemark

61.1Belgien

Strom aus erneuerbaren Energien: 
Klare Ziele der Europäischen Union

 
Dieser Erfolg ist möglich geworden dank Einspeisege setzen und dank einer Politik, die 
in der Europäischen Union eine Steigerung der erneu erbaren Energien verbindlich 
anstrebt, verankert in der Richtlinie für erneuerba re Energien vom 27.September 2001 1, 
wonach die Mitgliedländer den Anteil Strom aus erne uerbaren Energien bis zum Jahre 
2010 knapp verdoppeln werden. 
Wenn wir einen Blick über die Grenzen werfen, dann sehen wir, dass die Entwicklung 
in Europa dynamisch verläuft. Die Potentiale sind r iesig. Der Handlungsspielraum ist 
gross. 

 
 

                                            
1 http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/2725/   
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Allein in der westlichen Ostsee (Bild) lässt sich i n den untiefen Meeresgebieten mehr 
als doppelt so viel Strom mit Wind erzeugen wie die  Europäische Union verbraucht. 
 

Südliche Nordsee: 
250‘000 km2< 45m  = ~ 13 Mbd = 7500 TWh

Fläche im Polygon mit zwei 
Turbinen pro km2 reicht für 
Deckung des EU-Stromverbrauchs  

Dutzende solcher Windfarmen werden derzeit in der N ordsee, der Ostsee und im 
Atlantik geplant und gebaut.  
 
Das Gleiche in der Nordsee: In diesem Polygon, das Sie im Bild sehen, kann der 
Stromverbrauch der Europäischen Union gedeckt werde n, wenn zwei moderne 
Turbinen pro km 2 aufgestellt werden.  
 
Selbstverständlich wird man diese nie an einen einz igen Ort aufstellen, sondern man 
wird auf eine Vielzahl von Standorten setzen und si ch auf eine Vielzahl von 
Technologien – also nicht bloss auf Windenergie –  verlassen.  
Interessant ist immerhin, dass auch die Schweizer E lektrizitätswirtschaft langsam auf 
den Geschmack kommt. 
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EG Laufenburg erwirbt 1000 MW-
Wind-Beteiligung in Norwegen

 
Die EG Laufenburg, eine Tochtergesellschaft der Axp o hat am 12. Oktober letzten 
Jahres, also an einem ganz gewöhnlichen Dienstag, b ekannt gegeben, man wolle in 
Norwegen über 1000 MW Windenergie erwerben. Das gen ügt, um das Atomkraftwerk 
Mühleberg etwa eineinhalb mal zu ersetzen.  
 
 
Die neue Basler Energiepolitik 
In Basel und am Oberrhein ist die Geothermie von ei ner grossen Bedeutung und wir 
sollten alles daran setzen, sie grenzüberschreitend  zu erschliessen.  
 

Deep Heat Mining –
das Basler Projekt 
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Das Projekt der IWB ist technologisch gesehen von e iner erstrangigen Bedeutung, 
handelt es sich doch um das erste kommerzielle Werk  weltweit, das Strom mit Wärme 
aus einer Tiefe von 5000 Meter erzeugen wird.  

 
 
Die Gesellschaft für Geothermie hat uns vorgerechne t, dass man mit dieser Technik in 
den nächsten Jahrzehnten rund einen Drittel des Str omverbrauch in der Schweiz 
erzeugen kann, wenn man sich darum bemüht. Ebenso w ichtig wie die 
Stromerzeugung ist die Abwärme dieser Kraftwerke. M an kann damit ganze Stadtteile 
CO2-neutral beheizen, und Zehntausende von Ölheizungen  ersetzen um damit CO 2-
Emissionen zu reduzieren.  
 
Moderne Techniken halten überall Einzug, auch bei k lassischen Energieträgern wie 
Holz. 
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Zum Beispiel dank Pelletheizungen 
 
 
 

 
Oder dank Häusern, die sich selber mit Energie vers orgen.  
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Diese Techniken wollen wir in Basel-Stadt vermehrt nutzen. Die Voraussetzungen 
dafür waren noch nie so gut wie heute, dank hohen Ö lpreisen und Massenproduktion 
bei den neuen erneuerbaren Energien.  
   
Alle diese Techniken werden mit steigender Anwendun g immer billiger – hier das 
Beispiel der Windenergie, deren Einspeisevergütung in den letzten 15 Jahren um über 
50% gesenkt werden konnte und deren Kosten weiter s inken.   
Eneuerbare Energien  bieten Kostensicherheit, denn die Primärenergien S onne, Wind 
und Wasser sind gratis. Wir wissen also heute schon , zu welchen Kosten eine Anlage 
in zehn, in zwanzig oder fünfzig Jahren produziert,  ganz im Unterschied zu den 
nichterneuerbaren Energien, wo die Öl- und Gaspreis e Sprünge vollführen. Übrigens 
haben sich auch die Uranpreise mehr als verdreifach t, was uns besonders freut.  
 
 
Es gilt aber nicht nur die Stromerzeugung, sondern auch die Energieeffizienz zu 
fördern. Die Basler Firma Prognos hat ausgerechnet,  dass die Schweizer ihren Strom-
verbrauch pro Jahr um 1-2 % senken können, wenn wir  von nun an nur noch A-Geräte 
kaufen, also jene Gerätetypen, die gemäss Energieti kette besonders sparsam sind.  
 
Dank Energieeffizienz kann sich das Baugewerbe heut e hervorragend ökologisch 
profilieren: Der ökologische Umbau gibt Arbeit und Wachstum für alle und stärkt die 
schweizerische Binnenwirtschaft, ganz im Gegensatz zum Bau neuer Atomkraftwerke, 
wo alles, das Uran, die Brennstäbe, der Reaktor aus  dem Ausland kommt und zu 
unnötigen Atomrisiken führt.  
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Die „alte“ Elektrizitätswirtschaft will ihr Monopol  nicht preisgeben.  
Seit Jahrzehnten erleben wir nichts als Obstruktion  gegen die erneuerbaren Energien 
durch die grossen Elektrizitätswerke. Es wäre falsc h zu glauben, dass diese 
Generation von Strom-Baronen je dazulernen wird.  E rneuerbare Energien, so das 
Motto, dürfen bei uns nicht funktionieren; sie könn ten den Bau neuer Atomkraftwerke 
gefährden. Das Risiko aber tragen wir alle.  
 
Die IWB sind und waren für uns von einer strategisc hen Bedeutung, weil sie der 
ganzen Schweiz zeigen können, wo die Reise in Zukun ft hingehen kann.  
Wir wollen heute unsere Politik den gestiegenen Ölp reisen anpassen und den Kampf 
gegen Atomkraftwerke mit weiteren Tatbeweisen antre ten.  
 
In diese Richtung zielen die verschiedenen Vorstöss e:  
 
 
Neues „Branding“ des IWB-Stroms 
 

·  ausschliesslich aus erneuerbaren Energien und Wärmekraft-Kopplung, auch mit Blick auf eine   
·  aktive Stromvermarktung in der ganzen Schweiz („„Basler Strom – garantiert ohne Atom“ oder Basler 

Strom – sicher und sauber)   
 
Ausbau der Nutzung von erneuerbaren Energien  

·  aus der KVA 
·  aus Windenergie:: Erwerb mehrerer Windfarm-Beteiligungen im Ausland angestrebt, mindestens 50 

MW bis 2010  
 

verstärkte Nutzung der Wasserkraft im Stromhandel  
·  Schonung der Stauseen mittels Zukauf von Windenergie  
·  Aktivere Vermarktung von Spitzenstrom in Zeiten hoher nachfrage/hoher Preiselastizität  
·  Teilhabe des Kantons an den höheren Gewinnen aus dem Stromhandel  

 
Optimale Bauvorschriften und Anreize für gute Techn ik 

·  best practice (MInergie) bei den Bauvorschriften der Bauten der öffentlichen Hand 
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·  zonenrechtlicher Nutzungsbonus für Private für Minergie und Passivhäuser (10-15%) 
 
Mehr Umweltschutz   

·  Verzicht auf veraltete Pläne für die Erhöhung von Staumauern 
·  Leistungserhöhungen zwischen bestehenden Stauseen, wo dies möglich ist, um die Reserven besser 

im Tagesgeschäft zu vermarkten.  
 

Aktiver Einsatz gegen die irren Atompläne der Axpo,  Atel und BKW 
·  Finanzierung der Expertisen gegen Fessenheim aus der Förderabgabe    
·  Schaffung einer Informationsstelle betreffend atomaren Risiken 
·  Aktive Information aller Interessierten über die Gefährdung durch neue Atomkraftwerke   
 

  
Seit dem 1. Januar können wir gegen neue Atomkraftw erke das Referendum ergreifen 
und Sicherheitsbestimmungen vor Bundesgericht einkl agen. Mit der Ankündigung der 
Axpo, neue Atomkraftwerke zu bauen, ist der Zeitpun kt gekommen, die weitere 
Entwicklung aktiver als bisher zu begleiten un die nötige Aufklärungsarbeit zur 
verhinderung neuer Atomkraftwerke zu leisten.  
  
Mit der Radioaktivität kann man keine Kompromisse s chliessen. Es gilt, die 
Atomenergie weiter zu bekämpfen, wo immer neue Werk e geplant oder gebaut werden.  
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Anhang 

Impulse für die Basler Energiepolitik  
Wir legen einen Zacken zu. 
Version  27.06.2005 

1. Ziele 
Die Basler Energiepolitik ist auf einem hohen Stand, verglichen mit anderen Kantonen. Die 
Voraussetzungen, die Errungenschaften zu pflegen und auszubauen, sind intakt, ja sie 
verbessern sich dank steigenden Öl- und Gaspreisen. Trotz Opposition von Seiten der Basler 
Handelskammer ist es in den vergangenen Jahren gelungen, die Energiepolitik breit 
abzustützen und im Parlament solide Mehrheiten zu gewinnen.  
Ziel des vorliegenden Konzepts ist es, die Basler Energiepolitik zu analysieren, die 
Massnahmen auf neue Entwicklungen abzustimmen, die Gesamteffizienz zu erhöhen und für 
diese Anliegen Partner über das rot-grüne Lager hinaus zu gewinnen. 
 

2. Umfeldanalyse 
Der Energiesektor befindet sich weltweit im Umbruch. Ursache sind die starken 
Preisverschiebungen seit dem Jahr 2000, ein Anstieg der Gestehungskosten für Strom und 
eine Reihe dynamischer, technischer Neu-Entwicklungen.  

(1) Steigende Öl- und Gaspreise 

·  Seit 1999 steigen die Ölpreise als Folge der Nachfragesteigerung bei knapper werdendem Angebot. Im 
Gefolge der Ölpreise steigen die Gaspreise. Die CO2-Emissionen der Kohle-Kraftwerke unterliegen in 
Europa seit dem 1. Januar 2005 dem europäischen Emissionshandel. Somit verteuert sich das ganze 
Spektrum der Fossilen. In der Schweiz steht eine CO2-Abgabe auf Brennstoffen vor der Einführung. 

(2) Neue Atomprojekte 

·  Seit dem Frühjahr 2004 haben verschiedene Exponenten der Elektrizitätswirtschaft, namentlich BKW-
Direktor Martin Pfisterer, Alessandro Sala (Atel) und Hans Rudolf Gubser (Axpo) ihre Absicht 
geäussert, neue Atomkraftwerke mit mehrfacher Leistung der bisherigen Reaktoren zu erstellen, an den 
bestehenden Standorten. Das Paul Scherer-Institut hat Szenarien veröffentlicht, wonach der CH-
Atompark nahezu verdoppelt werden soll. Diese Studie bildet Teil der „Energieperspektiven“ des 
Bundesamtes für Energie, sind aber (noch) nicht als verbindlicher Politikpfad anzusehen. Die Axpo wird 
ihre neue Strategie im Mai 2005 veröffentlichen und jedes Szenario, das nicht auf Atomkraft setzt, wäre 
eine Überraschung.  

·  Es ist im Moment noch zu früh für eine definitive Beurteilung, ob sich der Atomsektor tatsächlich in einer 
Renaissance befindet. In Europa und USA sind nur sehr vereinzelt neue Projekte unterwegs, ein 
einziges ist im Bau (Oikiluotu, hoch subventioniert). Auch in China und Indien haben die bisherig 
angekündigten Ausbauten noch kein substanzielles Gewicht, verglichen zB. mit dem globalen 
Windboom (~+25% p.a.), dem Vormarsch von Photovoltaik (~+>40% p.a.) und der Kohle (~+ 2-6% 
p.a.).  

(3) Sinkende Kosten der erneuerbaren Energien 

·  Die Gestehungskosten der erneuerbaren Energien sinken bei global sehr hohen Wachstumsraten (+20-
30% pro Jahr). Dies gilt namentlich für die Kosten der Windenergie, der Photovoltaik, der Verstromung 
von Biomasse und für thermische Solaranlagen. In der Geothermie befinden sich im deutschsprachigen 
Raum 100 Anlagen in Projektierung, einzelne Pilotanlagen stehen in Betrieb. In der Nordsee und im 
Atlantik sind rund 100 bis 200 Windfarmen in Planung, rund 12 davon bereits in Betrieb. 

(4)  Ungenutzte Potentiale in der Energieeffizienz   
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·  Beachtlich sind die Verbesserungen in der Energieeffizienz, so zB. von Wärmerückgewinnungsanlagen, 
Isolierfenstern, Isolationen und Minergie-/Passivhäusern ab Stange. Der Renovierungsbedarf ist gross 
und steht in einem Zusammenhang mit dem Wunsch nach mehr Komfort. Auch hier stehen neue 
Techniken und Standards zur Verfügung, die den Primärenergieverbrauch massiv senken können. Sie 
kommen aber nur wenig zur Anwendung, unter anderem weil das geltende Mietrecht eine Überwälzung 
von hohen Brennstoffkosten auf die Mieter zulässt, eine Überwälzung von Einsparinvestitionen jedoch 
nicht.  

(5) Marktköffnung in der Elektrizitätswirtschaft   

·  Europaweit ist die Öffnung der Elektrizitätsmärkte bis Juli 2007 vollzogen. Trotzdem spielt der 
Wettbewerb  nur bedingt, da die Interkonnexion der einzelnen Mitgliedländer der EU zT. schwach ist 
und die externen Kosten des Energieverbrauchs [zB.Haftung für Atomunfälle] nicht internalisiert 
werden. Der Anteil der erneuerbaren Energien in der Europäischen Union wächst aber ziemlich rasant. 
Die Trennung der Stromerzeugung vom Netzbetrieb, verbunden mit der Schaffung von Regulatoren, hat 
die Transparenz der Märkte verbessert und verunmöglicht es der Atomwirtschaft, hohe Investitionen 
wie bisher über Quersubventionen aus den Netzgebühren zu finanzieren.  

(6) Sinkender Verbrauch bei Immobilien, steigender Verbrauch im Verkehr und Verlagerung zur Elektrizität  

·  Die Verbesserungen der Energietechnik führen tendenziell zu sinkenden spezifischen  Verbräuchen 
von Wohn- und Bürobauten.  

·  Demgegenüber wuchs der Energieverbrauch im Verkehr, bedingt  durch die Zunahme schwerer 
Fahrzeuge und durch den Verzicht des Bundes auf eine CO2-Abgabe im Treibstoffsektor.  

·  Das Wachstum beim Stromverbrauch ist bedingt durch eine starke Zunahme der Zahl elektrischer Ge-
räte und die starke Förderung von Wärmepumpen durch die Elektrizitätswirtschaft. Energieeffiziente 
Geräte werden vom Bund nur ungenügend durchgesetzt.  

·  Das Wachstum des Stromverbrauchs könnte sich noch verstärken, wenn Hybridfahrzeuge mit dominan-
tem Stromantrieb (zB. mit grossen Lithium-Jonen-Batterien) durchsetzen und eine wirksame Effizienz-
politik des Bundes weiter auf sich warten lässt.2 

 

3. Stärken und Schwächen der Basler Energiepolitik 
Stärken Daten Kommentar Trend 
 
Ökologisch und 
ökonomisch 
hervorragendes 
Beschaffungs-Portfolio in 
der Stromversorgung  

 
Basel versorgt sich 
praktisch ausschliesslich 
aus erneuerbaren Energien 
und Wärmekraft-
Kopplung.und besitzt 
ausgebaute Beteiligungen 
an Laufwasserkraftwerken 
und Speicherwerken.  
Getrübt wird diese gute 
Bilanz einzig durch den 
Zukauf von 
Pumpspeicherstrom von 
Dritten. 

Viele Konzessionen laufen noch 
Jahrzehnte, sind aber befristet. 
In jüngster Zeit steigt der Strom-
verbrauch etwas stärker, was (unter 
Bedingungen des Monopols) neue 
Beschaffungen erfordern würde.  
Wegen der Rechtsunsicherheit durch 
die vorgesehene Öffnung des 
Strommarktes ist bei Neuinvestitionen 
eine gewisse Zurückhaltung geboten, 
da zum jetzigen Zeitpunkt noch offen 
ist, wie gross der Marktöffnungsgrad 
ausfällt und wie viele Kunden die IWB 
als Lieferantin (und nicht bloss als 
Netzbetreiber) behalten werden.  

Grundsätzlich könnte die hohe 
Qualität des Energiemixes 
vertraglich und gesetzlich noch 
besser abgestützt werden. 
Bestehende Konzessionen wären 
zu erneuern oder zu verlängern.  
Hinsichtlich technologischer 
Innovationen sollten wir die 
bestehenden Impulse mittelfristig 
verstärken (Geothermie, 
Windenergie, Photovoltaik). Gegen 
Ende des Jahrzehnts ist eine 
grössere Beteiligung an einer 
Windfarm im In- oder Ausland 
angezeigt.  

Ausgebauter öffentlicher 
Verkehr  
 

Basel besitzt dank guten 
Verbindungen im ÖV eine 
beneidenswerte 
Infrastruktur. Der 
Motorfahrzeugbestand ist 
vergleichsweise niedrig; 
allerdings besuchen viele 
Pendler die Stadt und 
belasten die Infrastruktur 

Beim ÖV belasten die Combino-
Schäden und die Diskussionen um 
Diesel/Trolley-Busse das Klima. 
Die S-Bahn ist verbesserungsfähig, 
entsprechende Programme sind 
formuliert, aber nicht umgesetzt. 

Der ÖV ist im Aufwind, Im ÖV 
braucht es gut abgestützte 
technologische Entscheide, eine 
Erneuerung des Trambestandes; 
die Beschaffung von sauberer 
Energie (grüner Strom statt Diesel) 
könnte das angeschlagene Image 
der BVB aufhellen. 

Ausgebautes 
Fernwärmenetz 

Basel verfügt auch bei der 
Wärmegewinnung über 
eine bemerkenswerte 
Eigenversorgung.  

Die Fernwärme wird auf zu hohem 
Temperaturniveau betrieben (180°). 
Hier wäre aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen eine 
Umstellung zu prüfen. Dies würde eine 
Verdoppelung der 

Sinkende Wärmeverbräuche von 
Liegenschaften erfordern eine 
Optimierung der Fernwärme.  
Geothermie und Holzkraftwerk 
werden die Energie- und Ökobilanz 
der Fernwärme verbessern. 

                                            
2 In Schanghai verkehren bereits 600'000 Motorräder mit elektrischem Antrieb. Alle ostasiatischen Hersteller verkaufen oder entwickeln 
elektrische Hybridfahrzeuge  
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Stärken Daten Kommentar Trend 
Hauptversorgungsleitungen (Aorta-
Ausbau) im Fernwärmenetz bedingen. 

Bei Neubauten ist der Minergie- und 
Passiv-Standard zu fördern, ein 
weiterer Ausbau der Fernwärme in 
die Fläche muss kritisch mit 
anderen Optionen verglichen 
werden (zB. Solarquartiere/WKK-
Strategie).  

Tiefe 
Strombeschaffungskosten 

Basel hat schweizweit die 
tiefsten netto Stromtarife; 
sie liegen rund 5 Rappen 
unter den schweizerischen 
Durchschnitt.  
Bezieht man die 
Lenkungsabgabe mit ein, 
liegen wir bei den 
Endverkaufspreisen knapp 
unter dem schweizerischen 
Durchschnitt. 

Gründe sind: 

·  Vorwiegend Strom aus alten, 
abgeschriebenen 
Wasserkraftwerken, keine 
Atomkraftwerke   

·  Tiefe Netzkosten dank hoher 
Konzentration der 
Bevölkerung/Industrie 

·  Schwacher Anstieg des 
Verbrauchs wg. aktiver Spar-
Politik und 
Bevölkerungsrückgang; tiefe 
Netzausbaukosten  

Weltweit sind die Strompreise im 
Steigen, ebenso der Verbrauch, 
ausgehend von den steigenden Öl- 
und Gaspreisen und höherem BIP.  
Trotz abgeschriebenen Anlagen 
sollte der Kanton die Tarife nicht zu 
tief halten und seine 
Beschaffungsverträge/Beteiligungen  
aus erneuerbaren Energien 
erneuern und erweitern. 

Erhebliche Handels-
Möglichkeiten beim Strom 

Die Notierungen für 
Spitzenstrom sind in den 
letzten Jahren stetig 
angestiegen, besonders im 
Sommer. Damit ist der 
innere Wert der 
Beteiligungen mit 
Spitzenstrom gestiegen. 

Basel profitiert vom Spitzenstrom nur 
insofern, als damit gehandelt werden 
kann.  
Der rasante Ausbau der Windenergie 
eröffnet eine neue 
Geschäftsperspektive.  
Transparenz über den Stromhandel 
mit den Basler Beteiligungen und 
deren Ertragsperspektiven fehlen; 
auch die IWB-Werkkommission wird 
nicht sachgerecht informiert. 

Es fehlt eine Eigentümerstrategie 
zur Optimierung des Kraftwerkparks 
und der Erträge, insbesondere für 
die immer lukrativeren 
Bewirtschaftung der Stauseen. 
Damit der Basler Stromeinkauf  
ökologisch nicht mit Atomstrom 
„verpanscht“ wird, sollte man auch 
den Strom für Pumpspeicherung 
aus erneuerbaren Energien 
beschaffen (Wind/Wasserkraft). 

Eigenproduktion auf 
kantonalem Grund 

Basel pflegt traditionell eine 
beachtliche 
Eigenproduktion, 
namentlich mittels KVA, 
Wärmekraft-Kopplungs-
Anlagen in den Quartieren 
sowie dank Bezügen aus 
stadtnahen Werken 
(Kembs, Birsfelden). Auf 
tiefem, aber wachsendem 
Niveau gehört auch die 
Produktion aus 
Photovoltaik dazu 

Die Eigenversorgung mit dezentralen 
Anlagen, die zuerst vorwiegend zum 
Zweck technologischer Innovation 
verfolgt wurde, besitzt langfristig 
Ausbaupotential (10-20% des 
Verbrauchs) und sollte verstetigt 
werden.  
Ergänzend zu einer kostendeckenden 
Vergütung für Strom sollte auch die 
Wärmeeinspeisung aus erneuerbaren 
Energien und Wärmekraft-Kopplung 
kostendeckend vergütet werden.  

Verbesserungen möglich bei KVA, 
evtl. einige neue WKK-Anlagen bei 
steigenden Wärmepreisen. 
Langfristig grosses Potential in der 
Photovoltaik   

Neue Techniken Basel fördert Innovationen 
auf dem Gebiet der 
Stromerzeugung.  

Dazu gehört die kostendeckende 
Vergütung für Photovoltaik und für 
Geothermie.   

Ist ausbaufähig, aber bezüglich 
Stromerzeugung ist der nationale 
Kontext abzuwarten 
(Einspeisebedingungen im 
Stromversorgungsgesetz). 

Wärmegewinnung  Basel pflegt eine 
umweltfreundliche 
Wärmegewinnung  

Dazu gehört die Fernwärme, die 
Förderung der Solarwärme und neu 
die Geothermie und das geplante 
Holzheizkraftwerke der IWB.  
Die Fernwärme produziert auf einem 
zu hohen Temperaturniveau. 

Wenn der spezifische 
Energiebedarf von neuen 
Gebäuden sinkt, muss die 
Angebotsstrategie optimiert werden 
(Minimierung der Leitungsverluste). 
In dicht besiedelten Quartieren sind 
kleinere Nah-Wärmeverbünde mit 
Wärmekraft-Kopplung prüfenswert, 
besonders bei weiterem Anstieg der 
Energiepreise. 

Energiepolitische 
Instrumente  

Basel pflegt eine aktive 
Energiepolitik hat bereits 
eine funktionierende 
Förderabgabe (Volumen 
ca. 10 Mio. SFr. Zuzüglich 
1,6 Mio. Fr. Bundesbeitrag. 
) 

Die heutige Energiepolitik führt immer 
wieder zu Pionierleistungen. Relativ 
schwach ist die Ausstrahlung auf die 
übrige Eidgenossenschaft. Im VSE 
und anderen Organisationen lässt sich 
Basel-Stadt zu sehr von anderen 
Lobbies dominieren. Die Durchsetzung 
kantonaler Ziele auf eidg. Ebene wäre 
zu verbessern.  

Basel sollte seine Stärken weiter 
pflegen und besser bekannt 
machen.  
Dazu gehört auch eine aktive 
Umsetzung des 
Atomschutzgesetzes und die 
Verbreitung neuer Erkenntnisse 
beim Einsatz von erneuerbaren 
Energien.  

Statistik Die Datenbasis für eine 
verstärkte Energiepolitik ist 
mangelhaft. Das AfE 
veröffentlicht nur grobe 
Angaben über die 
Ausrichtung von Beiträgen, 

Evaluationen und Statistiken sind 
ungenügend. Sie sollten regelmässiger 
erstellt und online veröffentlicht 
werden. 

Gespräch mit Verwaltung suchen, 
evtl. Vorstoss. 



M:\Daten von Mac\Brueckner\themen\Energiepolitik der SP BS.doc, 04.09.08, 13:03          14/26 

Stärken Daten Kommentar Trend 
Evaluationen werden nicht 
publiziert. 
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1.  Motion  
Gesetzliche Verankerung des Minergie-Standards  

Angesichts steigender Öl- und Gaspreise lohnt es sich vermehrt, den Energieverbrauch zu 
senken und dafür Investitionen zu tätigen. Wichtiger noch erscheint es, schon bei Neubauten 
Standards anzuwenden, die auch in Zukunft Bestand haben. Der Minergie-Standard für 
öffentliche Gebäude ist in manchen Kantonen bereits Realität. Der Regierungsrat wird 
eingeladen, die folgende Gesetzesänderung in einem Ratschlag dem Grossen Rat 
vorzulegen:  
 

1. Für Neubauten und bewilligungspflichtige Umbauten von Immobilien und Anlagen der 
öffentlichen Hand, inkl. öffentlich-rechtliche Anstalten und massgeblich subventionierte 
private Betriebe gilt generell der Mindergie-Standard. 

2. Der Kanton bemüht sich, darüber hinaus in mindestens 10 Prozent aller neuen Bauten 
neue Technologien mit Pilot- und Demonstrationscharakter anzuwenden, die deutlich 
über den Minergie-Standard hinausgehen.  

3. Der Kanton erlässt Beschaffungsbestimmungen, die darauf abzielen, in Bauten, 
Anlagen und Verkehrsmitteln der öffentlichen Hand und massgeblich subventionierter 
Betriebe die energetisch bestverfügbare Technik anzuwenden. 
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2. Anzug  
Nutzungsbonus für Minergie- und Passivhäuser von Pr ivaten 
Minergie- und Passivhäuser entlasten durch ihren tiefen Energieverbrauch Natur und Umwelt 
sowie die Beanspruchung von Verkehrs- und Siedlungsinfrastrukturen. Sie tragen auch 
punkto Luftreinhaltung zur Erreichung kantonaler Ziele bei. Die erhöhten energetischen 
Erfordernisse können aber dazu führen, dass bei Erstellung und Renovation höhere 
Anfangskosten entstehen. Auch ist der architektonische Handlungsspielraum etwas 
eingeschränkt, namentlich durch massivere Wände wegen besserer Isolation, durch den 
Raumbedarf für Solarkollektoren, Erdwärmeregister oder durch die spezifische Ausrichtung 
des Gebäudes zur passiven Nutzung von solarer Einstrahlung.  
Aus diesem Grunde laden wir den Regierungsrat ein, die Förderung von Minergie- und 
Passivhäusern mittels zonenrechtlicher Bestimmungen zu erleichtern, wie dies bereits in 
anderen Kantonen der Fall ist oder in Kürze umgesetzt werden soll, namentlich in den 
Kantonen Wallis, Bern, Neuenburg und Freiburg.  
Die Unterzeichneten laden den Regierungsrat ein zu prüfen und zu berichten,  

1. wie die Erstellung von neuen Immobilien, die den Standard Minergie-P erfüllen, durch 
einen Nutzungsbonus von 15% nach Bau- und Planungsgesetz gefördert werden 
kann.  

2. wie die Erstellung oder Renovation von privaten Bauten nach dem Minergie-Standard 
durch einen Nutzungsbonus von 10% nach Bau- und Planungsgesetz gefördert 
werden kann.  

3. Den Anliegen des Denkmalschutzes und dem Bedarf nach Grünflächen ist dabei 
Rechnung zu tragen. Im Rahmen der Ziele von Punkt 1 und 2 ist zu prüfen, inwiefern 
die vorrangige Zulassung von Aufstockungen (bzw. innere Aufstockung durch 
Estrichnutzung zu Wohnzwecken), die Bewilligung von Wintergärten oder Erlaubnis 
zum Bau zusätzlicher Geschosse anstelle der Beanspruchung von Grünflächen 
privilegiert werden kann. 

4. Die unentgeltliche Nutzung von Erdwärme und Grundwasser zu thermischen Zwecken 
ist im Energiegesetz sicherzustellen.  

 
 



M:\Daten von Mac\Brueckner\themen\Energiepolitik der SP BS.doc, 04.09.08, 13:03          17/26 

3. Anzug betreffend Energiepolitik in Zeiten steige nder Öl- und 
Gaspreise 
Steigende Öl- und Gaspreise führen dazu, dass das Energiesparen wirtschaftlich attraktiver 
ist als in den letzten zwei Jahrzehnten. Das Basler Energiegesetz sieht vor, dass sich die 
kantonalen Beiträge am Wert der eingesparten Energie orientieren. Höhere Energiepreise 
können dazu führen, dass höhere Beiträge gesprochen werden, obschon dieser Anreiz 
wegen der höheren Ölpreise nicht zwingend nötig erscheint. Der Regierungsrat wird 
eingeladen zu prüfen und zu berichten:  

1. ob die Verordnung zum Energiegesetz revidiert werden muss, damit ein Maximum an 
Einsparung und Technologieförderung erwirkt werden kann. 

2. wie innovative Produkte mit verbesserten Eigenschaften, zum Beispiel im Bereich der 
Solartechnik, verstärkt gefördert werden können. 

3. in welchen Bereichen eine Subventionierung nicht mehr nötig ist, weil die 
entsprechenden Materialien (zB. Fassaden-Isolierungen, Isolierfenster mässiger 
Stärke) inzwischen dem Stand der Technik entsprechen. 

4. wie die Energieverordnung ergänzt werden kann, damit Energiestatistiken und 
Evaluationen wie im Gesetz vorgeschrieben, regelmässig, detailliert und einfach 
zugänglich veröffentlicht werden (bevorzugt: online-Publikation), sodass die 
technische Ausrichtung und Wirksamkeit der Förderleistungen differenziert erkenntlich 
wird. 
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4. Motion  
Gänzlich atomstromfreie Beschaffungen der Industrie llen Werke Basel 
(IWB) 
Der Kanton Basel-Stadt verfügt über ein breites Portfolio an eigenen Kraftwerken mit 
vorwiegend erneuerbaren Energien, die einen Grossteil der Strombeschaffung der 
Industriellen Werke Basel (IWB) abdecken. Im Jahre 2003 stammte der Strombezug zu 85% 
aus Wasserkraft, zu 2,5% aus Wärmekraft-Kopplungsanlagen (inkl. KVA), zu 0,1% aus 
Solarstrom und zu 0,03% aus Windenergie. 13% des Stroms stammen aus Fremdbezug, 
dessen Herkunft nicht spezifiziert ist. Dieser Strom wird nach der Veredelung zu 
Spitzenstrom zu einem grossen Teil mit Aufpreis an Dritte weiterverkauft. 
 
Produktion 2003 GWh in %   
Birsfelden 197.3  10.0%   
Oberhasli 405  20.5%   
Maggia 169.7  8.6%   
Blenio 107.4  5.4%   
Grande Dixence 385.5  19.5%   
Lienne 64.1  3.2%   
Massa 75.5  3.8%   
Hinterrhein 52.6  2.7%   
Bezugsrecht Kembs 212.4  10.7%   
Neue Welt 2  0.1%   
Total Wasserkraft   1671.5  84.5% 
KVA 19.3  1.0%   
BHKWs 27.9  1.4%   
Solarstrom 1.2  0.1%   
Windstrom 0.6  0.03%   
Total Eigenproduktion   1720.5  87.0% 
Fremdbezug 256.8  13.0%   
Total Beschaffung 1977.3     
Abgabe im 
Versorgungsgebiet 1563     
Verkauf an andere Werke 194.8     
Pumpstromverbrauch 219.6     

 
Fremdbezüge, die vorwiegend für Pumpenergie und für den Verkauf an andere Werke 
getätigt werden, trüben bezüglich ihrer Herkunft die bis anhin hervorragende Basler 
Energiebeschaffung. Aber auch die Energiebezüge für den Eigenverbrauch  werden, bedingt 
durch die stetige Zunahme des Verbrauchs, nicht mehr vollumfänglich und in jedem Fall 
atomstromfrei gesichert.  
Der Regierungsrat wird deshalb eingeladen, eine Gesetzesänderung folgender Zielsetzung 
dem Grossen Rat zu unterbreiten:  

1. Es ist per Gesetz sicherzustellen, dass die Strombeschaffung der IWB innert 
nützlicher Frist (maximal drei Jahre) ausschliesslich aus erneuerbaren Energien oder 
Wärmekraft-Kopplung stammt, unter völligem Verzicht auf Beschaffungen aus 
Atomenergie oder von fossilen Energiequellen ohne Abwärmenutzung.  

2. Es ist gesetzlich zu regeln, dass die Strombezugsverträge der IWB und ihre 
Laufzeiten dem Grossen Rat und der Öffentlichkeit transparent gemacht werden.  
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5. Anzug  
Diversifikation der Basler Strombeschaffung Richtun g Windenergie  

 
Der Stromverbrauch im Kanton Basel-Stadt steigt weiter an, wenn auch deutlich schwächer 
als in der übrigen Schweiz. Aus diesem Grund wird der Regierungsrat eingeladen, eine 
kohärente Beschaffungsstrategie für die Industriellen Werke Basel (IWB) zu verfolgen, 
welche die bisherigen Anstrengungen des Kantons bei der Nutzung von erneuerbaren 
Energien fortsetzen. Im einzelnen bitten wir den Regierungsrat, folgende Anliegen zu prüfen 
und zu berichten:      
 

1. Neue Beteiligungen sind technisch und punkto geographischer Herkunft noch stärker 
zu diversifizieren. Neben Strom aus Wasserkraft, Wärmekraft-Kopplung, Geothermie, 
Holzheizkraftwerk und Photovoltaik auf Basler und Schweizer Boden sollen neu auch 
Beteiligungen oder langfristige Bezugsrechte an Windkraftwerken im In- und Ausland 
(on- und offshore) erworben werden – vorzugsweise in Form von Minderheitsbeteili-
gungen bereits bestehender Windfarmen, deren Jahresproduktion und –kosten be-
kannt sind. Strom aus Windenergie ist heute nicht mehr teurer als Strom aus konven-
tionellen Kraftwerken. Während einer ersten Etappe (2-5 Jahre) ist ein Volumen in der 
Grössenordnung von 50 MW /100 GWh/a als Beteiligung ins Auge zu fassen, entspre-
chend etwa 5% der jährlichen Bruttostrombeschaffung. 

2. Auch die Durchleitungsrechte sind vertraglich zu sichern, soweit die entsprechenden 
Rechte nicht durch internationale Vereinbarungen bereits bestehen. 

3. Bei einem Anstieg des Stromabsatzes sollen die IWB ergänzend zu den bisherigen 
Partnerwerken Beteiligungen mit langen Laufzeiten erwerben. Um das Kostenrisiko 
bei der Strombeschaffung niedrig halten, ist der Erwerb der Beteiligungen über mittle-
re bis lange Fristen zeitlich zu staffeln.  
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6. Anzug 
Angemessenes Marketing von IWB-Strom 

Gemäss den neuen Vorschriften im eidg. Energiegesetz muss die Stromherkunft ab 2006 
offen gelegt werden. Basel besitzt dank dem hohen Anteil an erneuerbaren Energien einen 
klaren Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Anbietern, die ihren Strom in hohem Ausmass 
aus nichterneuerbaren Energien gewinnen. Wir bitten den Regierungsrat, bezüglich 
Stromverkauf die folgenden Vorschläge zu prüfen:    

1. Die saubere Strombeschaffung sollte deshalb zu einem Marketinginstrument 
ausgebaut werden. Der Marktauftritt ist entsprechend anzupassen, etwa unter dem 
Motto „Basler Strom – garantiert ohne Atom“. 

2. Zusätzlich zur Beschaffungspolitik aus erneuerbaren Energien sollen jene Angebote 
weitergeführt und ausgebaut werden, die es interessierten Kunden ermöglichen, 
qualifizierten Ökostrom zu beziehen, etwa durch den Verkauf von Solarstrom oder 
Label-Strom (zB. naturemade). Transparente Richtlinien sollen dafür sorgen, dass 
über die Verwendung der realisierten Aufpreise Transparenz besteht. Namentlich ist 
darzulegen, welche Einnahmen 

a. zur Deckung von Kosten der privaten Stromerzeuger  
b. welche Einnahmen für Aufwertungsleistungen bereits bestehender Anlagen der 

IWB  
c. welche Einnahmen zur Bereitstellung von neuem Eigenkapital („Ökofonds“) für 

die Finanzierung zusätzlicher Anlagen  
verwendet werden. Punkt b. und c. sind besonders wichtig für den Fall, dass die 
kostendeckende Vergütung für neue erneuerbare Energien schweizweit eingeführt 
wird und ein zweckgebundener Aufpreis kostenseitig nicht mehr in allen Fällen 
zwingend erscheint. 
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7. Anzug betreffend Eigentümerstrategie für Kraftwe rksbeteiligungen  
Basel versorgt sich praktisch ausschliesslich aus erneuerbaren Energien und Wärmekraft-
Kopplung.und besitzt ausgebaute Beteiligungen an Laufwasserkraftwerken und 
Speicherwerken. Grundsätzlich könnte die hohe Qualität des Energiemixes vertraglich und 
gesetzlich noch besser abgestützt werden. Bestehende Konzessionen sind zu erneuern oder 
zu verlängern.  
Hinsichtlich technologischer Innovationen sollte der Kanton die bestehenden Impulse 
mittelfristig verstärken (Geothermie, Windenergie, Photovoltaik). Gegen Ende des Jahrzehnts 
ist eine grössere Beteiligung an einer Windfarm im In- oder Ausland angezeigt.  
Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Öffnung des Strommarktes und der vorhersehbaren 
Ende bestehender Konzessionen in Wasserkraftwerke wird der Regierungsrat eingeladen, 
dem Grossen Rat und seiner IWB-Werkkommission einen Bericht betreffend 
Eigentümerstrategie für seine Partnerwerke vorzulegen.  
Dieser sollte enthalten: 

1. Bestandesaufnahme, wirtschaftliche und technische Perspektiven bestehender Werke 
2. Dauer und Möglichkeiten einer Verlängerung bestehender Konzessionen 
3. Perspektiven der Vermarktung von erneuerbaren Energien und Spitzenstrom im 

Umfeld geöffneter Netze; Darlegung des bisherigen Portfoliomanagements, Umfang 
der Handelsaktivitäten und Perspektiven für die Zukunft 

4. Bedeutung der Beteiligungen für den Staatshaushalt, insbesondere angesichts 
steigender Margen im Geschäft mit Regelenergie 

 
 
T. Baerlocher 
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8. Anzug  
Revision der IWB-Gewinnablieferung  
Der Kanton Basel-Stadt verfügt über ein stattliches Portefeuille an Kraftwerksbeteiligungen. 
Diese liefern eine mittlere Stromproduktion von ca. 1,5 Mrd. kWh, ein bedeutender Teil davon 
in Form von wertvollem Spitzenstrom. Dank seinen Speicherkraftwerken ist der Kanton in der 
Lage, auf dem Strommarkt umfangreiche Handelsgeschäfte zu tätigen. Mit der Marktöffnung 
können die IWB zudem eine Vielzahl neuer Kunden beliefern und die geöffneten Netze zur 
Optimierung der Erträge für Regelenergie nutzen.  
Die Notierungen für Strom und für Spitzenstrom sind in den letzten Jahren deutlich 
angestiegen, mit Preisausschlägen bis auf über 30 Rp./kWh in Perioden extremer 
Trockenheit/Knappheit, während denen Atomkraftwerke abgestellt werden mussten. Auf der 
Beschaffungsseite haben sich die Konditionen der IWB ebenfalls erheblich verbessert, weil 
sich der Betrieb der Partnerwerke dank fortgesetzten Abschreibungen weiter verbilligt hat.  
Der Strombezug der IWB erfolgt heute zu mittleren Gestehungskosten von unter 5 Rp./kWh 
und damit rund 40% unter dem Marktpreis im Grosshandel. Daraus erwachsen der IWB 
Mehreinnahmen, die zum Teil für Sonderabschreibungen genutzt werden. Auch die 
Konsumentinnen und Konsumenten der IWB profitierten von dieser Entwicklung. Im Jahr 
2000 eine Preisreduktion von 27% (Industrie und Gewerbe) bzw. 17% (Haushalte); diese 
Entlastung wird allerdings nicht über eine Reduktion der Endverkaufspreise, sondern via 
Tarifsenkung/Lenkungsabgabe und Strompreis-Bonus in Form von 0,7% Lohnprozenten an 
die Wirtschaft bzw. von 60 SFr./Kopf an die Haushalte ausgeschüttet. Netto weist Basel-
Stadt heute die tiefsten Stromtarife aller Kantone auf; dank der Lenkungsabgabe sind die 
Sparanreize intakt.  
Angesichts der hervorragenden Finanzlage der IWB und der bereits erfolgten Tarifsenkungen 
bitten die Unterzeichneten den Regierungsrat, folgende Anliegen zu prüfen und zu berichten:  
 

1. Erträge der IWB aus dem Stromhandel der Partnerwerke fliessen heute (über die 
Verbilligung der Strombezüge) in den Rechnungskreis IWB, ebenso die Dividenden 
der Partnerwerke. Der Kanton profitiert davon nicht, denn die Gewinnablieferung ist 
auf 5% der Energie- und Wasserverkäufe plafoniert. Diese Praxis ist nicht mehr 
zeitgemäss. Der Kanton, in dessen Verwaltungsvermögen diese Kraftwerke stehen, 
hat stets die Risiken getragen; er ist angemessen an den steigenden Erträgen zu 
beteiligen.  

2. In manchen Kantonen und Gemeinden ist die Gewinnablieferung aus dem Energie- 
und Wasserverkauf deutlich höher als in Basel-Stadt. Das EW Zürich zum Beispiel 
kennt eine Gewinnablieferung zwischen 6 und 9% des Umsatzes. Der Regierungsrat 
wird eingeladen zu prüfen, ob anstelle der bisherigen Gewinnbeteiligung des Kantons 
von maximal 5% eine deutliche Erweiterung des gesetzlichen Spielraums und eine 
gewisse Flexibilisierung im Hinblick auf die schwankenden Marktpreise gesetzlich 
verankert werden kann. Dabei sind, aus Wettbewerbsgründen, auch die Umsätze aus 
Energiedienstleistungen (Contracting) angemessen in die Gewinnablieferung 
einzubeziehen. 

3. Der Regierungsrat wird weiter eingeladen, zu berichten, wie die Gewinnablieferung 
neu zu strukturieren ist, wenn die bisher geltenden Tarife mit dem Inkrafttreten des 
Stromversorgungsgesetzes in Energiepreise und Netznutzungsgebühren aufgeteilt 
werden sollten. Die Revision der Gewinnablieferung soll den neuen 
Rahmenbedingungen bereits Rechnung tragen.  
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9. Motion  
Finanzierung von Massnahmen nach Atomschutzgesetz 

Motion: Finanzierung von Massnahmen nach Atomschutz gesetz 
Drei besorgniserregende Entwicklungen sind Auslöser dieser Motion: 
1. 2004 wurden im Atomkraftwerk Fessenheim gravierende Sicherheitsmängel offen gelegt. 

Namentlich ist das Werk – auch nach Auffassung französischer Seismologen – 
ungenügend gegen starke Erdbeben geschützt. Zudem wurden wegen unsachgemässer 
Handhabung von Instrumenten wiederholt Angestellte verstrahlt. Der Regierungsrat hat in 
einem Schreiben vom 17. März 2004 an die französischen Aufsichtsbehörden seiner Sorge 
über den Zustand des Werks Ausdruck verliehen, doch von französischer Seite waren 
bisher – ausser den üblichen Unbedenklichkeitserklärungen – keine seriösen Antworten auf 
die gestellten Probleme zu erhalten. Im Juni 2005 erfolgt nun die Gründung eines 
Schutzverbandes, der die Interessen des Kantons gegenüber den französischen Betreibern 
wahrnehmen soll. 

2. Seit Frühjahr 2004 haben Exponenten der Elektrizitätswirtschaft, namentlich BKW-Direktor 
Martin Pfisterer und Alessandro Sala (Atel), ihrer Absicht Ausdruck gegeben, neue Atom-
kraftwerke in der Schweiz zu erstellen. Als erstes grosses Verbundwerk hat die Axpo im 
Mai 2005 bekannt gegeben, sie werde in Zukunft weiter auf neue Atomkraftwerke setzen, 
voraussichtlich an den bestehenden Standorten.  

3. Das Paul Scherrer-Institut hat Szenarien veröffentlicht, wonach die Leistung der schweizeri-
schen Atomkraftwerke nahezu verdoppelt werden soll. Diese Studien bilden Teil der „Ener-
gieperspektiven“ des Bundesamtes für Energie. Sie sind von politischem Gewicht, auch 
wenn die „Perspektiven“ noch nicht abschliessend publiziert sind. 

Die Exponenten der Atomindustrie meinen es ernst. Sie verschweigen systematisch die vielen 
Opfer, die seit den Atomunfällen von Tschernobyl, Harrisburg, Tokaimura und durch die frei 
gewordenen Radioaktivität bei der Urangewinnung, -verarbeitung und Wiederaufarbeitung ge-
fährdet werden, erkrankt oder verstorben sind. Die gleichen Kreise unternehmen politisch alles, 
um einen substantiellen Aufschwung der erneuerbaren Energien zu verhindern.  
Die vorgeschlagenen neuen Kernkraftwerke weisen die alten Mängeln auf, namentlich ein 
erhebliches Unfall- und Terror-Risiko, fehlende Versicherungsdeckung bei Grossunfällen, hohe 
Kosten, hohe Auslandabhängigkeit bei der Beschaffung von Reaktoren und Uran sowie unge-
löste Entsorgungsprobleme des radioaktiven Atommülls.  
Seit dem Unfall von Tschernobyl sind fast 20 Jahre vergangen. Die Desinformation und 
Bagatellisierung durch die Atomindustrie, finanziert aus Tarifgeldern, verfehlt ihre Wirkung 
nicht. Zuweilen tritt, gerade bei der jungen Generation, ein erstaunliches Unwissen über das 
reale Schadenspotential zu Tage. Dazu kommt die Illusion, man könne mit Atomkraftwerken 
das CO2-Problem lösen (dafür bräuchte es weltweit 10'000 bis 15'000 neue Atomreaktoren).  
Während die Nachbarländer der Schweiz (mit Ausnahme Frankreichs) den Atomausstieg 
vollziehen (Deutschland) oder bereits vollzogen haben (Österreich, Italien) und die erneuer-
baren Energien in ganz Europa mit zweistelligen Zuwachsraten wachsen, tritt die Energiepolitik 
in der Schweiz an Ort. 
Die Behörden des Kantons Basel-Stadt sind gemäss Atomschutzgesetz vom 14.Dezember 
1978 verpflichtet, „mit allen ihnen zur Verfügung stehenden rechtlichen und politischen Mitteln 
darauf hinzuwirken, dass auf dem Kantonsgebiet oder in dessen Nachbarschaft keine Atom-
kraftwerke nach dem Prinzip der Kernspaltung….errichtet werden.“ Eine sinngemässe 
Bestimmung findet sich im Entwurf der neuen Basler Verfassung. 
Angesichts der konzertierten Anstrengungen der Atombefürworter, in der Schweiz neue Atom-
kraftwerke zu errichten, sind die Behörden des Kantons Basel-Stadt gehalten, dem 
Atomschutzgesetz verstärkt Nachachtung zu verschaffen.  
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Deshalb wird der Regierungsrat eingeladen, in Zusammenarbeit mit den Umweltorganisationen  
·  ein auf die Gesamtschweiz ausgerichtetes, der Sache angemessenes Periodikum herauszugeben bzw. ein 

geeignete Stelle, die von den Umweltorganisation mitgetragen wird, damit zu beauftragen; 

·  darin über die Schäden und Risiken von Atomkraftwerken sachlich, kompetent und wirksam zu informieren;  

·  die Möglichkeiten des Ersatzes von Atomstrom durch saubere erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
im selbigen Periodikum sachlich und informativ aufzuzeigen.  

Die Finanzierung dieser Informationsarbeit soll den Staatshaushalt nicht zusätzlich belasten. 
Deshalb beantragen die Unterzeichneten, das Atomschutzgesetz so zu ergänzen, dass diese 
Informationstätigkeit, ebenso wie die Beiträge an den neu gegründeten, Trinationalen Atom-
schutzverband und Kosten für die in diesem Zusammenhang zu erstellenden Expertisen aus 
der Förderabgabe nach § 16 Energiegesetz finanziert werden.  
Diese zweckgebundene Finanzierung rechtfertigt sich aus verschiedenen Gründen:  

·  Zum einen steht der Strompreiszuschlag in einem sachlichen Zusammenhang mit dem Atomschutzgesetz. 
In vielen Kantonen finanzieren die Stromkunden – unfreiwillig und ohne Rechtsgrundlage – die 
Atompropaganda, ohne dass je ein Parlament die Erlaubnis dafür erteilt hat.  

·  Im weiteren verdankt der Kanton Basel-Stadt seine mit Abstand tiefsten Stromtarife im Vergleich mit 
anderen Schweizer Kantonen dem Verzicht auf Atombeteiligungen.  

·  Schliesslich fliessen dem Kanton Basel-Stadt seit kurzem zusätzliche Förderbeiträge und Abgeltungen des 
Bundes nach Art 7. und 15 des eidgenössischen Energiegesetz zu, was den Handlungsspielraum für 
Leistungen an die erneuerbaren Energien erheblich erweitert. Eine Erweiterung des Verwendungszwecks 
des Strompreiszuschlags im angezeigten Sinne erscheint unter diesen Umständen vertretbar. 

Der Regierungsrat wird deshalb eingeladen, eine Ergänzung der Gesetzgebung mit folgender 
Stossrichtung dem Parlament zum Entscheid vorzulegen:  

Kosten, die dem Kanton aus dem Vollzug des „Gesetzes betreffend den Schutz der Bevöl-
kerung vor Atomkraftwerken vom 14. Dezember 1978“ erwachsen, werden wie Förderungs-
massnahmen lt. EnG aus der Förderabgabe auf dem Strompreis nach § 16 Energiegesetz vom 
9. Sept. 1998 finanziert.  
 
Basel, den  28. Juni 2005 
Jürg Stöcklin 

10. Anzug  
betreffend Verzicht auf die Erhöhung der Staumauer der Grimsel-
Kraftwerke (Projekt KWOplus)  

(bereits eingereicht) 

Die Kraftwerke Oberhasli (KWO), an denen der Kanton BS zu einem Sechstel beteiligt 
sind, planen eine Optimierung und Ausbau ihrer Anlagen an der Grimsel (Projekt KWO 
plus). Das Vorhaben besteht aus mehreren Teilprojekten, von denen insbesondere 
das Teilprojekt 3, das eine Erhöhung der Staumauer des Grimselsees um 27 m 
beinhaltet, den Widerstand der Umweltorganisationen hervorgerufen hat. 

Durch die Erhöhung der Staumauer würden wertvolle Teile der Rundhöcker-
Moorlandschaft an der Grimsel, ein Gebiet von einzigartiger Schönheit und 
nationaler Bedeutung, zerstört. Der Bundesrat hat am 25.Februar 2004 die 
Moorlandschaft Grimsel zwar definitiv ins Bundesinventar der geschützten 
Moorlandschaften aufgenommen, aber gleichzeitig den Perimeter zugunsten der 
geplanten Staumauererhöhung verkleinert und 27 m über dem aktuellen Seespiegel 
festgelegt. Da mit einer Seespiegelerhöhung wertvolle Teile der Moorlandschaft 
zerstört würden (10% der Kleinmoore, jede vierte Arve und ein Teil des Flachmoor-
Objekts 245 „Mederlouwenen" würden definitiv verschwinden), betrachten die 
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Umweltorganisationen den Bundesratsentscheid als verfassungswidrig und behalten 
sich gegen das Projekt nötigenfalls den Gang bis ans Bundesgericht vor. Mit einer 
Seespiegelerhöhung würde auch das bestehende Gletschervorfeld des 
Unteraargletschers zerstört (Objekt 1507/1706 im Bundesinventar der Landschaften 
von nationaler Bedeutung). 

Die Erhöhung der Grimselstaumauer führt nicht zu einer Erhöhung der 
Stromproduktion sondern zu einer Verlagerung derselben vom Sommer- ins 
Winterhalbjahr. Dank höherer Staumauer soll mit Fremdenergie mehr Wasser vom 
Tal in den See gepumpt werden können, um den Strom im Winter bei höheren 
Preisen wieder verkaufen zu können. Bei diesem Prozess wird über 20% der Energie 
vernichtet. Der hierfür aus der EU importierte Strom wird zu einem beträchtlichen Teil 
in fossilen Kraftwerken unter erheblicher Freisetzung von CO2 produziert. Der 
angestrebte Ausbau der Pumpspeicherung führt unter dem Strich also zu einer 
negativen Energie- und CO2-Bilanz 

Aber selbst aus wirtschaftlicher Sicht erscheint das Projekt fragwürdig. In den letzten 
Jahren notierten die Preise für Sommerstrom höher als für Winterstrom, dies v.a. 
wegen dem Ausbau der Windenergie und der Wärmekraft-Koppelung in Europa. Es 
besteht demnach immer weniger Bedarf nach Verlagerung grosser Energiereserven 
vom Sommer in den Winter. Auch wirtschaftliche Überlegungen sprechen deshalb 
gegen eine Erhöhung der Grimsel-Staumauer. 

Der Pumpspeicherbetrieb verursacht bereits heute täglich künstliche Hoch- und 
Niedrigwasser (Schwall/Sunk) in der Hasli-Aare, welche die Lebensräume von 
Fischen zerstören. Für den Pumpbetrieb importiert die KWO seit einigen Jahren 
nachts und übers Wochenende Strom aus dem europäischen Netz, wenn dessen 
Preis unter 4 Rp. pro KWh fällt. Die dadurch ermöglichte Produktion von 
Spitzenstrom kann zwar Gewinne ermöglichen, ist aber ökologisch bedenklich, 
solange der dafür importierte Strom nicht aus erneuerbaren Energien stammt und zu 
einer Verschärfung der „Schwall/Sunk"-Problematik beiträgt. 

Der Grosse Rat hat sich bereits anlässlich der Diskussionen um das Projekt Grimsel 
West deutlich für den Schutz der Moorlandschaft und der noch naturnahen Reste 
der Grimsel-landschaft ausgesprochen. Deshalb, aber auch aus wirtschaftlichen 
Gründen sollte auf eine Erhöhung der Staumauer der Grimselkraftwerke verzichtet 
werden. Investitionen in eine Sanierung und Leistungsoptimierung der KWO müssen 
ökologisch verträglich sein und dürfen nicht zu weiteren schweren Eingriffen in die 
Naturlandschaft an der Grimsel und beim Gewässerschutz führen. 

Der Regierungsrat wird deshalb gebeten, zu prüfen und zu berichten: 
1. Wie der Kanton darauf hinwirken kann, dass auf die geplante Erhöhung der 

Staumauer an der Grimsel verzichtet werden kann. 

2. Ob die geplante Staumauererhöhung wirtschaftlich überhaupt Sinn macht 
und welche Kosten für den Kanton Basel-Stadt durch eine Investition von CHF 
200 Mio. in ein Projekt entstehen, das keinen nachweisbaren wirtschaftlichen 
Nutzen hat. 

3. Ob auf eine Steigerung der Pumpspeicherung angesichts der hohen 
Energieverluste und wegen der zusätzlichen CO2-Belastung nicht verzichtet 
werden kann. 

4. Wie eine Sanierung und wirtschaftlich sinnvolle Leistungsoptimierung der 
Grimselwerke erfolgen kann, ohne dass es zu schweren Eingriffen in die Natur 
und Landschaft kommt. 
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